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Unter allen Einsendern mit dem richtigen
Lösungswort verlosen wir:

150 persönliche Visitenkarten

TEMPODROM - SPONSORED BY STRIEDER
Die Fakten sind erdrückend: Das
Tempodrom sollte ursprünglich 16 Mio.
Euro kosten. Am Ende wird das
Tempodrom über 30 Mio. Euro verschlin-
gen. Schon während der Bauphase des
Kulturzeltes im Jahre 2001 übernimmt
das Land eine Bürgschaft von über 10
Mio. Euro. Geschäftsführerin Irene
Moessinger und Partner wird eine Bürg-
schaft von 1,8 Mio. Euro übertragen –
obwohl in diesem Moment bereits be-
kannt ist, dass es bei ihr keine Sicherhei-
ten gibt. Im Herbst 2001 schießt der rot-

grüne Senat gar eine Finanzspritze von 7
Mio. Euro zu, 1,8 Mio. Euro vom Land,
der Rest u.a. aus Lottomitteln, um den Bau
vor dem Ruinendasein zu bewahren. Und
Ende 2002 schießt die Investitionsbank
Berlin auf Geheiß von Peter Strieder noch
einmal 1,74 Mio. Euro als Subvention nach,
weil die Schulden dem neuen Kultur-
standort die Luft abzuschnüren drohen.
Diese Subvention beanstandet im Herbst
2003 auch der Landesrechnungshof als
rechtswidrig. Die CDU-Fraktion erstattet
daraufhin Strafanzeige gegen den verant-
wortlichen Senator, Peter Strieder. Die
Staatsanwaltschaft nimmt kurz darauf die
Ermittlungen auf. Seit Januar werden im-
mer neue dubiose Sachverhalte rund um die
Finanzierung und das Risikomanagement
beim Tempodrom erkennbar. Außerdem
wird bekannt, dass der ehemalige Bauun-
ternehmer Roland Specker unmittelbar
nach der Finanzspritze durch den rot-grü-
nen Senat im Oktober 2001 an das
Tempodrom die Wahlparty der SPD nach
den Abgeordnetenhauswahlen am 21. Ok-
tober 2001 finanziert. Die Berliner SPD

muss nach anfänglicher Bagatellisierung
einräumen, die Spende nicht ord-

nungsgemäß im Rechenschafts-
bericht dargestellt zu

haben. Wir haben

Untersuchungsausschuss eingesetzt

„Sponsoring“?
Eigentlich ist alles ganz klar: Eine Ein-
nahme ist jede von der Partei erlangte
Geld- oder geldwerte Leistung. Darun-
ter fällt auch die Freistellung von Kosten
oder die Übernahme von Veranstaltun-
gen. Alle Einnahmen müssen lückenlos
im Rechenschaftsbericht der Partei ver-
bucht werden. So sieht es das Parteien-
gesetz - offensichtlich aber nicht die Ber-
liner SPD. Deren Verantwortliche ver-
suchen derzeit die Öffentlichkeit zu täu-
schen und behaupten, die Wahlparty-
Zuwendung des Bauunternehmers
Specker sei "Sponsoring" gewesen, also
etwas ganz anders. Tatsache ist, dass alle
Spenden, geldwerten Zuwendungen oder
Sponsorenleistungen als Einnahme ver-
bucht werden müssen. Das hat die SPD
aber offensichtlich nicht getan. Und das
ist - egal ob Spende oder Sponsoring -
illegal. Strieder und der gesamte SPD-
Vorstand versuchen durch sprachliche
Verschleierung die Zuwendung im Jahr
2001 zu vertuschen. Warum? (mw)

deshalb jetzt den Tempodromskandal zu
einem parlamentarischen Thema gemacht
und gemeinsam mit der FDP einen Un-
ter-suchungsausschuss eingesetzt. In einem
halben Jahr wollen wir Ergebnisse präsen-
tieren. Die wichtigste Frage: Warum wur-
de immer weiter Geld in das Tempodrom
gepumpt, obwohl allen Beteiligten klar sein
musste, dass dies ein Fass ohne Boden ist?

Alleingang
gegen Europa
Diese Woche besprachen in Berlin die
Regierungschefs von Frankreich, Groß-
britannien und Deutschland die Zu-
kunft der EU. Andere Mitgliedsländer
waren nicht eingeladen. Jedes Mitglied
eines Skatvereins kann sich vorstellen,
wie sich die anderen fühlen.
Der Griff nach der Führungsrolle in der
Europäischen Union ist demonstrativ.
Die Bundesregierung setzt damit einen
verhängnisvollen außenpolitischen
Kurs fort. Schröder und Fischer wieder-
holen die historischen Fehler der deut-
schen Politik nach dem Abtritt Bis-

marcks: markige Worte, wechselnde
Allianzen, Ignoranz gegenüber schwä-
cheren Staaten.
Mit dem Treffen hilft der SPD-Kanzler
nur Labour-Premier Tony Blair aus sei-
nem innenpolitischen Dilemma in Fol-
ge der Irak-Politik. Deutschland zahlt
für den Freundschaftsdienst des Kanz-
lers einen hohen Preis. Berlin verspielt
erneut Vertrauen bei den anderen Part-
nern in der Europäischen Union.
Zwar ist dem Ruf des selbsternannten
Direktoriums nach Wirtschaftsrefor-
men zuzustimmen. Dass die Forderung
von Deutschland und Frankreich
kommt, muss den meisten Mitglieds-
ländern der EU wie Hohn vorkommen.
Denn in Wahrheit sind es die kleinen
Länder, die Reformen umsetzen. Bei
Unternehmenssteuern zeigen Irland
und Österreich, wo es lang geht. Beim
Arbeitsmarkt - Dänemark und Hol-
land.
Deutschland und Frankreich stehen
hingegen nicht für eine zukunftsorien-
tierte Wirtschaftspolitik. Nicht im ei-
genen Land und nicht in Brüssel. Paris
und Berlin sind die Schutzmächte da-
für, dass mit 45 Milliarden  Euro jedes
Jahr die Hälfte aller EU-Gelder in der
Landwirtschaft vergraben wird.

von Nicolas Zimmer,
CDU-Fraktionsvorsitzender im Abgeordnetenhaus

Ausschnitt aus der aktuellen Postkarte
der CDU-Fraktion
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